
D e r  L a n d r a t

V O R L A G E N  V O R L A G E N   Nr. 0058/2012 Jever, den 09.02.12

Sitzung/Gremium am:

Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus, 
Kreisentwicklung und Finanzen

01.03.2012 öffentlich

Kreisausschuss des Landkreises Friesland 14.03.2012 nicht öffentlich

Bezeichnung des Beratungsgegenstandes:
Strandeintritt;
Antrag der BfB-Fraktion vom 16.02.2012

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss nimmt Kenntnis und empfiehlt der Kreisverwaltung das weitere 
Vorgehen.

Finanzielle Auswirkungen:      Ja      X    Nein

Gesamtkosten der 
Maßnahmen (ohne 
Folgekosten)

Direkte jährliche 
Folgekosten

 Finanzierung:

  Eigenanteil                 objektbezogene Einnahmen

Sonstige einmalige oder 
jährliche laufende 
Haushaltsauswirkungen

€ € € € € 

Erfolgte Veranschlagung:    Ja, mit €         Nein

im   Ergebnishaushalt     Finanzhaushalt   Produkt- bzw. Investitionsobjekt:

gez. Graalfs              

Sachbearbeiter               Fachbereichsleiter/in

Sichtvermerke:

             gez. Ambrosy 

   Abteilungsleiter                 Kämmerei                              Landrat

Beratungsergebnis:

Einstimmig Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen Kenntnisnahme Lt. Beschluss-
vorschlag

Abweichender 
Beschluss

0058/2012 Seite: 1 von 3



Begründung:

Auf Antrag der CDU-Kreistagsfraktion vom 27.11.2008 hat sich der Kreistag des Landkrei-
ses Friesland in seiner Sitzung am 22.09.2010 bereits intensiv mit dem Thema „Freier 
Strandeintritt an den Stränden im Landkreis Friesland“ beschäftigt. 

Mit Datum vom 08.12.2011 hat die BfB-Kreistagsfraktion eine Anfrage für die Kreistagssit-
zung im Dezember 2011 gestellt. Da die 5-Tage-Frist nach § 11 der Geschäftsordnung des 
Kreistages nicht gewahrt wurde, ist in Absprache mit Herrn Kreistagsabgeordneten Just 
und Landrat Ambrosy vereinbart worden, den Tagesordnungspunkt in der nächsten Sitzung 
des Fachausschusses zu beraten. Die Anfrage der BfB-Fraktion und der Protokollauszug 
aus der Sitzung von September 2010 ist allen Kreistagsabgeordneten im Dezember über-
sandt worden.

Mit Datum vom 16.02.2012 hat die BfB-Kreistagsfraktion einen ergänzenden Antrag für die 
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Tourismus, Finanzen und Kreisentwicklung am 
01.03.2012 gestellt. 

Die Kreisverwaltung hat die betroffenen Städte und Gemeinden Wangerooge, Wangerland 
und Varel um Stellungnahme zu der Anfrage der BfB-Fraktion gebeten. Die Stellungnah-
men der Gemeinde Nordseeheilbad Wangerooge, der Wangerland Touristik GmbH und der 
Kurverwaltung Dangast liegen zwischenzeitlich vor und sind als Anlagen beigefügt.

Aus den Stellungnahmen ist zusammenfassend folgendes Fazit zu ziehen:

1. Auf der Insel Nordseeheilbad Wangerooge wird kein separater Strandeintritt erhoben. 
Die Übernachtungsgäste zahlen einen Kurbeitrag für die Nutzung der touristischen In
frastruktur und der Angebote. Tagesgäste der Insel zahlen den Tageskurbeitrag, der 
zusammen mit der Fährkarte erhoben wird.

2. Ohne die Insel Wangerooge gibt es zwischen Harlesiel und Wapelersiel einen
Hauptdeich und damit auch eine Küstenlinie von rund 46 km Länge. Von der 
Küstenlinie werden aktuell die Strände in Horumersiel-Schillig, Hooksiel und 
Dangast durch die Wangerland-Touristik GmbH bzw. die Kurverwaltung Dangast 
bewirtschaftet. Insgesamt handelt es sich hier um rund 8 km der 46 km Küstenlinie 
im Landkreis.

3. Die Übernachtungsgäste im Wangerland und Dangast haben durch die 
Kurbeitragserhebung freien Strandeintritt. Betroffen von dem Thema „Freier 
Strandeintritt an den Stränden im Landkreis Friesland“ sind somit nur die 
Übernachtungsgäste aus den anderen Städten und Gemeinden und die 
Tagesgäste (überregionale Tagesgäste sowie Bürgerinnen und Bürger aus dem 
Landkreis Friesland). In der Gemeinde Wangerland wird den Bürgerinnen und 
Bürgern der eigenen Gemeinde ebenfalls ein freier Strandeintritt gewährt.
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4. Ein Verzicht auf die Erlöse aus dem Strandeintritt wird von allen drei Städten und 
Gemeinden abgelehnt; in diesem Fall müsste eine finanzielle Kompensation er-
folgen. Die Strandkassen dienen auch als wichtiges Instrument zur Kontrolle der 
Kurbeitragsehrlichkeit.

5. Die bewirtschafteten Strandflächen sind zum Teil mit langfristigen Pachtverträgen 
angepachtet. Auch bei einem Verzicht der Pachterträge durch das Land Nieder- 
sachsen verbleiben weiterhin erhebliche Kosten, die von den Tourismusorganisa-
tionen getragen werden müssen.

Der Ausschuss nimmt die Ausführungen sowie die beigefügten Stellungnahmen der 
Tourismusorganisationen zur Kenntnis. 

Anlagen:

1. Anfrage BfB vom 08.12.2011 – Thema: freier Strandeintritt
2. Antrag   BfB vom 16.02.2012 – Thema: freier Strandeintritt
3. Stellungnahme Kurverwaltung Dangast
4. Stellungnahme Wangerland-Touristik
5. Stellungnahme Gemeinde Wangerooge 
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